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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Die sich weiter verschlechternde Wirtschaftslage und vor allem der damit verbundene
steile Anstieg der Arbeitslosenzahl führten bei den Gewerkschaften und der SP, welche
noch im Vorjahr traditionellen staatlichen Konjunkturförderungsprogrammen wenig
abgewinnen konnten, zu einer Kehrtwendung. Die Gewerkschaften forderten bereits
zu Jahresbeginn vom Bund Investitionsprogramme zur Belebung der Bauwirtschaft. Im
Nationalrat reichten die Fraktionen der SP, der CVP und der GP Dringliche
Interpellationen zur Wirtschaftslage ein, bei deren Beantwortung sich in der
Märzsession eine konjunkturpolitische Debatte entwickelte. Die SP sah zwar den
Zeitpunkt für ein umfassendes Konjunkturförderungsprogramm noch nicht gekommen,
sie regte jedoch eine zusätzliche staatliche Förderung des Wohnungsbaus in den
besonders stark betroffenen Regionen der West- und Südschweiz an und forderte
zudem den Bundesrat auf, sich bei der Nationalbank für eine Lockerung der Geldpolitik
einzusetzen. Die CVP sprach sich ebenfalls für eine Stützung des Baugewerbes durch
Wohnbauprogramme, aber auch durch eine Beschleunigung des Nationalstrassen- und
Eisenbahnbaus aus. Gerade letztere Forderung rief die Grünen auf den Plan, die sich
gegen Beschäftigungsprogramme für den Tiefbau wandten und verlangten, dass
staatliche Förderungsmassnahmen auf jeden Fall ökologischen Kriterien genügen
müssten.
In seiner ausführlichen Antwort wies Bundesrat Delamuraz darauf hin, dass kurzfristig
eigentlich nur eine Verbesserung der Arbeitslosenversicherung sinnvoll sei. Eine
expansivere Geldmengenpolitik lehnte er wegen den daraus resultierenden negativen
Auswirkungen auf die Teuerungsbekämpfung ab. Skeptisch zeigte er sich auch
gegenüber zusätzlichen — über die 1991 beschlossene Aufstockung der Mittel für die
Wohnbau- und Eigentumsförderung hinausgehende — Stimulierungsmassnahmen für
das Baugewerbe, dessen Kapazitäten seiner Ansicht nach in der vergangenen
Hochkonjunkturphase zu stark ausgeweitet worden waren. Grundsätzlich hielt
Delamuraz fest, dass für die schweizerische Wirtschaft keine staatlichen
Stützungsprogramme nötig seien, sondern die Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit des
Standorts Schweiz. Dazu gehörten insbesondere ein zukunftgerichtetes
Berufsbildungssystem, der Abbau von Wettbewerbsbeschränkungen, eine gut
ausgebaute Infrastruktur und eine Reduktion von staatlichen Regelungen namentlich im
Bauwesen. Daneben kündigte er eine Verbesserung der Leistungen der
Arbeitslosenversicherung, insbesondere durch eine Verlängerung der
Bezugsberechtigung, an. Diese Antwort des Bundesrats vermochte die meisten Parteien
zu befriedigen. Die Vertreter der FDP, der SVP, der Liberalen und insbesondere der AP
nutzten die Gelegenheit, um auf ihre Forderung nach einem Abbau staatlicher
Reglementierung im Planungs-, Bau- und Mietwesen aufmerksam zu machen und den
Interpellanten, also der CVP, der SP und den Grünen, die Schuld an diesen
"wirtschaftsfeindlichen" Vorschriften anzulasten. 1
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1) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 584 ff.; Amtl. Bull. NR, 1992, S. 646, 676 resp. 1233 f.; TA, 8.2 (CNG), 18.2 (SGB) und 7.10.92; Amtl.
Bull. NR, 1992, S. 584 ff.
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